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Grüne nicht gegen mehr 
Geld für Bundeswehr
Berlin.  Grünen-Chef Omid Nouri-
pour lehnt die von Verteidigungsmi-
nister Boris Pistorius (SPD) geforder-
te Aufstockung des Verteidigungsetats 
um 10 Milliarden Euro jährlich nicht 
grundsätzlich ab. »Wir sind nicht da-
gegen«, sagte Nouripour am Dienstag 
im ZDF-»Morgenmagazin«. Nouripour 
forderte aber, dass Gelder, die aus-
gegeben werden, auch bei der Trup-
pe ankommen und nicht in »merk-
würdigen Projekten versinken, die 
am Ende keinen Sinn machen, nicht 
mehr Sicherheit bringen, aber Geld 
verbrennen«. Das müsse sich ändern, 
betonte Nouripour. Von dem im ver-
gangenen Jahr aufgelegten 100-Mil-
liarden-Euro-Sondertopf werden laut 
dem Grünen-Politiker am Ende die-
ses Jahres nur 13 Milliarden abge-
flossen sein. »Erst wissen, wofür wir 
Geld ausgeben – erst wissen, in wel-
che Strukturen das ausgegeben 
wird. Dann können wir uns natür-
lich auch über die Geldsumme unter-
halten«, sagte Nouripour.  dpa/nd

Kahlschlag im Waldstück 
Heidebogen abgeschlossen
Ottendorf-Okrilla.  Der Kahlschlag 
im Heidebogen bei Dresden ist abge-
schlossen. Sechs Tage nach Beginn 
der Rodung, gegen die Klimaakti-
visten lange protestiert hatten, wa-
ren Forstarbeiter am Dienstag nur 
noch mit dem Abtransport der letz-
ten Baumstämme beschäftigt. Bei 
der Polizeidirektion Görlitz laufen in-
zwischen Ermittlungen wegen des 
Verdachts auf Straftaten. Das be-
trifft unter anderem Sachbeschä-
digungen, Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte und in einem Fall 
auch eine gefährliche Körperverlet-
zung. Ein Mitarbeiter von Sachsen-
forst sei in eine Fallgrube geraten, 
die zudem mit einem Nagelbrett prä-
pariert war, hieß es. Im Heidebogen 
nördlich von Dresden baut das Unter-
nehmen KBO Kies ab und besitzt da-
für auch eine Genehmigung.  dpa/nd

Weniger chinesische 
Firmenübernahmen
Stuttgart.  Die Zahl an Übernah-
men von Firmen in Deutschland und 
Europa durch chinesische Unter-
nehmen nimmt ab. Im vergangenen 
Jahr gab es in Europa 139 derarti-
ge Transaktionen, wie die Beratungs-
firma EY am Dienstag mitteilte. Im 
Vorjahr waren es noch 155 gewesen. 
In Deutschland sank die Zahl dem-
nach von 35 auf 26 – das Investiti-
onsvolumen reduzierte sich von zwei 
Milliarden Dollar (1,87 Milliarden 
Euro) auf knapp 290 Millionen Dol-
lar. China spielt damit in Deutschland 
eine untergeordnete Rolle. Zum Ver-
gleich: Die USA übernahmen im ver-
gangenen Jahr 242 Unternehmen in 
Deutschland, Großbritannien 128. 
China liegt im Länder-Ranking auf 
Platz zwölf – im Jahr 2016 war das 
Land noch der viertwichtigste Inves-
tor in Deutschland gewesen. Grund 
dafür sei zum einen die Corona-Pan-
demie, weil chinesische Geschäftsleu-
te lange kaum reisen konnten. Zum 
anderen hätten Expansionsmaßnah-
men in Europa für China deutlich 
an Stellenwert verloren.  AFP/nd

Rechter Terrorplan:  
Urteil rechtskräftig
Düsseldorf.  Das Urteil für den ge-
planten rechtsextremen Terroran-
schlag an einem Gymnasium in Es-
sen ist rechtskräftig. Ein 17-jähriger 
Schüler war dafür vom Düsseldor-
fer Oberlandesgericht zu zwei Jah-
ren Jugendstrafe auf Bewährung 
verurteilt worden. Keine der Prozess-
parteien habe fristgerecht Rechts-
mittel eingelegt, teilte das Oberlan-
desgericht am Dienstag auf Anfrage 
mit. Das Gericht hatte den Gymnasi-
asten wegen Vorbereitung eines Ter-
roranschlags schuldig gesprochen 
– in Verbindung mit Verstößen ge-
gen das Waffengesetz. Der geständige 
Schüler hatte einen rechtsextremis-
tisch motivierten Anschlag geplant 
und dabei Lehrer sowie Schüler tö-
ten wollen. Der Gymnasiast kam am 
Freitag aus der Untersuchungshaft 
frei, wurde vom Gericht aber ange-
wiesen, sich unverzüglich in eine Ju-
gendpsychiatrie in stationäre Be-
handlung zu begeben.  dpa/nd

Historisch interessiert, aber Wissenslü-
cken, sensibel für Unrecht und gegen ei-
nen Schlussstrich unter die NS-Vergan-
genheit: Eine Studie zeigt, wie junge 
Erwachsene mit Geschichte umgehen.

ROBERT D. MEYER

Yasin Özün kann sich noch gut an seine Schul-
zeit erinnern, erst vor zwei Jahren hat der 
junge Mann in Berlin Abitur gemacht. Was 
ihn damals am Unterricht störte: die man-
gelhafte Auseinandersetzung mit der Zeit des 
Nationalsozialismus. Das lag laut Özün nicht 
nur an fehlender Zeit, sondern auch daran, 
dass außerschulische Angebote keine Rolle 
spielten. Besuche an Orten der Erinnerung, 
etwa einer KZ-Gedenkstätte? Das sah der 
Lehrplan nicht vor. Özun interessierte sich 
trotz allem für die deutsche NS-Geschichte, 
auch vor dem Hintergrund, dass er im All-
tag selbst Diskriminierung erfährt. Sein Opa 
kam einst als kurdischer Gastarbeiter nach 
Deutschland.

Der Gegenwartsbezug von Geschichte ist 
etwas, nach dem Özün immer wieder ge-
fragt wird, wenn ihn junge Leute im Berliner 
Anne Frank Zentrum ansprechen. Er ist dort 
als freier Mitarbeiter tätig, die Bildungsstätte 
bietet neben einer Ausstellung über das jüdi-
sche Mädchen auch verschiedene Fortbildun-
gen für junge Menschen und Pädagog*innen 
an, etwa dazu, wie mit Antisemitismus im All-
tag umgegangen werden kann.

Özun steht durchaus stellvertretend da-
für, was das Institut für interdisziplinäre Kon-
flikt- und Gewaltforschung an der Universität 
Bielfeld in seiner neuen Studie, dem Multi-

dimensionalen Erinnerungsmonitor (Memo), 
herausgefunden hat. Die Ergebnisse wurden 
am Dienstag in Berlin vorgestellt. Es ist die 
sechste repräsentative Erhebung dieser Art, 
die diesjährige Memo-Studie widmet sich 
der Frage, wie es um das Wissen junger Men-
schen im Alter von 16 bis 25 Jahren über die 
NS-Zeit bestellt ist, ob und wie sie sich damit 
auseinandersetzen und welche Rolle Erinne-
rungskultur in ihrem Alltag spielt.

»Jungen Erwachsenen wird gern histori-
sches und politisches Desinteresse unterstellt. 
Unsere Befragung ergibt jedoch das Bild einer 
in weiten Teilen engagierten und interessier-
ten Generation«, sagt der Sozialpsychologe 
Jonas Rees. Mehr als 62 Prozent der Befrag-
ten gaben in der Erhebung an, sich »eher in-
tensiv« oder »sehr intensiv« mit der Zeit des 
Nationalsozialismus beschäftigt zu haben. 
Das sind rund zehn Prozentpunkte mehr als 
in der Memo-Studie 2021, bei der die Allge-
meinbevölkerung befragt wurde. Allerdings 
ist eine Auseinandersetzung mit der NS-Zeit 
nicht gleichzusetzen mit tatsächlichem Wis-
sen. Es zeigten »sich systematische Lücken 
mit Blick auf ganz grundlegendes Wissen um 
historische Fakten«, so Rees. Nur die Hälfte 
konnte den Zeitraum der NS-Herrschaft kor-
rekt benennen, über 40 Prozent konnten nur 
einen oder gar keinen Ort – etwa ein Konzen-
trationslager – benennen, an dem systemati-
sche Ermordungen durch die Nazis stattfan-
den. Etwa ein Fünftel war maximal über eine 
Opfergruppe der NS-Zeit informiert. Einzel-
ne Gruppen sind dabei besonders wenig be-
kannt, etwa Menschen mit Behinderungen 
sowie Sinti*ze und Rom*nja. Im Vergleich zur 

Gesamtbevölkerung sind junge Menschen al-
lerdings in der Tendenz meist besser über die 
NS-Zeit informiert.

Mit einer oft gehörten Annahme kann Rees 
aufräumen: Entscheidend für die Auseinan-
dersetzung sei vor allem der eigene Bildungs-
hintergrund und der der Eltern, weniger da-
gegen andere Faktoren wie Alter, Geschlecht 
oder die Herkunftsgeschichte der Familie. Po-
sitiv ist zudem, dass junge Erwachsene für die 
immer wieder aufkommende Forderung nach 
einem Ende der Aufarbeitung und Auseinan-
dersetzung mit der deutschen NS-Vergangen-
heit kaum empfänglich sind. 76 Prozent leh-
nen einen solchen »Schlussstrich« ab, in der 
Gesamtbevölkerung sind es nur 57 Prozent.

Eine erwartbare und dennoch problemati-
sche Entwicklung zeigt sich bei der Auseinan-
dersetzung mit der NS-Vergangenheit in der 
eigenen Familie. Nicht einmal zehn Prozent 
bejahten, ob sie etwas über Täter*innen unter 
den eigenen Vorfahren wüssten, in der Allge-
meinbevölkerung wissen darüber immerhin 
rund 24 Prozent Bescheid. »Das Familien-
gedächtnis schwindet«, mahnt Andrea Des-
pot, Vorstandsvorsitzende der Stiftung Erin-
nerung, Verantwortung und Zukunft, die die 
Memo-Studie finanziell förderte. Die Grün-
de dafür sind unterschiedlich: In einigen Fa-

milien wird über die Vergangenheit nicht 
gesprochen, in anderen kann nicht gefragt 
werden, weil die Generation, die die NS-Zeit 
erlebte, bereits tot ist.

Wie wichtig die Auseinandersetzung mit 
der deutschen Vergangenheit für die Gegen-
wart ist, zeigt ein anderer Befund: 60 Prozent 
der Befragten gaben laut Studie an, durch die 
Auseinandersetzung mit der NS-Geschichte 
für Themen wie Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung sensibilisiert worden zu sein. »Wer 
sich mit Entrechtung, Verfolgung und Ver-
nichtung durch die Nationalsozialisten aus-
einandersetzt, schaut sensibilisierter auf Dis-
kriminierung heute«, ist Despot überzeugt. 
Tatsächlich zeigt die Memo-Studie, wer sich 
intensiver mit der NS-Vergangenheit ausein-
andergesetzt hat, engagiert sich auch deut-
lich häufiger gesellschaftlich. Allerdings kann 
dies auch umgekehrt heißen, dass sich enga-
gierte Menschen auch mehr für deutsche Ge-
schichte interessieren.

»Wir brauchen interaktive und partizi-
pative Angebote für Geschichtsvermittlung 
– innerhalb und außerhalb der Schule«, so 
Despot. Jungen Menschen ist es laut Studie 
besonders wichtig, dass Bildungsangebote 
einen inhaltlichen Bezug zwischen NS-Ge-
schichte und Gegenwart herstellen und sie 
sich dabei selbst aktiv einbringen können. Ge-
fragt danach, welche Aspekte ihnen bei der 
Auseinandersetzung mit der NS-Zeit wichtig 
sind, sticht neben der Vermittlung von Fak-
tenwissen ein Punkt hervor: Wichtig ist es den 
jungen Erwachsenen, die realen Orte zu be-
suchen, an denen sich Geschichte ereignete.  

Junge Erwachsene wünschen sich stärkere Vermittlung von Wissen über die NS-Vergangenheit

»Unsere Befragung ergibt das Bild 
einer in weiten Teilen engagierten 
und interessierten Generation.«

Jonas Rees   Universität Bielefeld

Jugend fordert Auseinandersetzung
Führung für eine Schulklasse im Museum des ehemaligen Konzentrationslagers Auschwitz in Polen.
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Alles muss raus! Die westlichen Staaten 
misten ihre alten Panzer-Lager aus. Über 
die Risiken für die ukrainischen Besat-
zungen wird nicht gesprochen.

RENÉ HEILIG

Derzeit läuft es nicht gut mit den versproche-
nen Panzerlieferungen in die Ukraine. Das ist 
offensichtlich. Zwei Bataillone – also nach uk-
rainischen Maßstäben rund 70 »Leopard 2« – 
wollten Nato-Staaten zur Verfügung stellen. 
Davon kann gegenwärtig keine Rede sein, 
ganz zu schweigen von der notwendigen Be-
reitstellung von Ersatzteilen und Munition.

Deutschland, so hat der Kanzler verspro-
chen, wird 14 »Leopard 2 A6« liefern. Das 
sind relativ moderne Varianten. Andere Nato-
Staaten wollen ältere Modelle und auch die 
nur in geringer Stückzahl abgeben. Das ver-
stärkt die Probleme auch bei der Ausbildung 
ukrainischer Besatzungen. Während die an 
den von Deutschland zugesagten 40 »Mar-
der«-Schützenpanzern schon ein paar Wo-
chen läuft, hat die am »Leopard 2« erst vor 
einer Woche begonnen. Mindestens vier wei-
tere Wochen stehen noch bevor. Die ukraini-
schen Soldaten kommen zumeist aus der Pan-
zertruppe und trainieren sechs Tage in der 
Woche täglich zwölf Stunden, aber in so kur-
zer Zeit lassen sich kaum schlagkräftige Pan-

zerverbände aufstellen, die gemeinsam mit 
anderen Waffengattungen agieren.

Während bislang noch keine »Leopard 
2« kampfbereit sind, geht man unter ande-
rem bei der Flensburger Fahrzeugbau-Ge-
sellschaft (FFG) ans Werk, um den Vorgän-
gertyp »Leopard 1« zu entrosten. Zwischen 
1964 und 1984 wurden rund 4700 Stück bei 
der Krauss-Maffei AG – heute Krauss-Maffei 
Wegmann (KMW) – gebaut. Abnehmer gab 
es in zahlreichen Nato-Armeen. Heute findet 
man den »Leopard 1« fast nur noch in Muse-
en. Oder auf dem Hof der Flensburger FFG. 
 
99 Stück sollen dort aufgereiht sein, heißt es 
in dänischen Medien. Nun ist ein erneuter 
Export geplant, der sich für die FFG gewiss 
auszahlt. 2010 soll der norddeutsche Mittel-
ständler FFG die ausgemusterten Panzer – so 
die Berichte – für rund 13 000 Euro pro Fahr-
zeug vom dänischen Militär gekauft haben. 
Das dürfte damals dem Schrottwert entspro-
chen haben. Jetzt will der dänische Staat die 
in Flensburg wieder fit gemachten Panzer für 
ein Vielfaches des Verkaufspreises zurückho-
len. Das Geschäft, so heißt es in Dänemark, 
hat wohl – inklusive der Kosten für den Trans-
port, Ersatzteile sowie Munition – einen Wert 
von rund 130 Millionen Euro.

An dem Deal sind bislang drei Länder be-

teiligt. Dänemark, Deutschland und die Nie-
derlande wollten so ihre Solidarität mit der 
von Russland überfallenen Ukraine bekräf-
tigen, hieß es vor zwei Wochen in einer Er-
klärung. Bis zu 187 Stück der Modifikation 
»Leopard 1 A5« könnten gemäß der Geneh-
migung des Bundeswirtschaftsministeriums 
an Kiew übergeben werden. Auch in Belgi-
en denkt man über die Initiative nach. Dort 
stehen – gleichfalls in Privatbesitz – Dutzen-
de »Leopard 1« herum. Noch streiten Besit-
zer und Regierung über die Kosten. Der An-
gebotspreis lag in der vergangenen Woche bei 
500 000 Euro pro Stück. Die Regierung hatte 
beim Verkauf 15 000 Euro Stückpreis erlöst.

Das Problem liegt aber nicht nur bei den 
gigantischen finanziellen Zugewinnen. Die 
fast 60 Jahre alten Veteranen sind kaum ge-
eignet für moderne Gefechte. Der erste nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland kons-
truierte Panzer war gewiss den damals vom 
Warschauer Pakt eingesetzten T 34-, T 55- 
und vielleicht noch den T 62-Panzern sowje-
tischer Bauart überlegen. Doch die hat nicht 
einmal mehr das weite Russland im Bestand. 
Die Panzerung des »Leopard 1« entspricht 
dem Stand im vergangenen Weltkrieg, es 
sind simple moderne Panzerabwehrwaffen. 
Hubschrauber, Drohnen und anderes billig zu 
beschaffendes Kriegswerkzeug hätten ebenso 

leichtes Spiel wie die russischen Panzer mo-
derner T-Serien. Die Zieleinrichtungen der al-
ten »Leopard«-Panzer sind antiquiert, die Ka-
none mit dem ungewöhnlichen Kaliber von 
105 mm kann nur Munition auf kurze Dis-
tanzen und mit geringer Durchschlagskraft 
verschießen – so sich überhaupt genügend 
Granaten beschaffen lassen. Einkäufer sind 
weltweit unterwegs. Brasilien beispielsweise 
hätte sicher genug passende Granaten, doch 
die Regierung von Präsident Lula da Silva will 
nicht liefern. Brasilien wirbt lieber für Ver-
handlungen unter Einbeziehung Chinas.

Alles in allem bringen die »Leopard 1«-Pan-
zer kaum einen Zuwachs an Kampfkraft. Sie 
sind beim Angriff maximal für die Beglei-
tung von Infanterie tauglich – wenn man die 
Panzer in Masse einsetzt. Positiv fällt ins Ge-
wicht: Besatzungen lassen sich relativ einfach 
ausbilden. Negativ ist indessen: Die Überle-
bensfähigkeit der Soldaten dürfte nicht all-
zu hoch sein.

20 Panzer ließen sich in Flensburg inner-
halb von drei Monaten wiederherrichten, 
schreibt die dänische »Jyllands-Posten« un-
ter Berufung auf die FFG. Bleibt die Frage: 
Wer soll die Ausbildung stemmen? Reservis-
ten, die den Typ selbst gefahren und die ent-
sprechende Taktik noch kennen, sind kaum 
noch aufzutreiben.

In Flensburg werden alte »Leopard 1« für den Ukraine-Krieg fit gemacht. Das Geschäft lohnt sich

Panzer im Schlussverkauf
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